Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2635 (neu) 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) für die 
140. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am Freitag, dem 23. Oktober 1964 


I. Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


Abgeordneter Wann kann damit gerechnet werden, daß der 
Biechele am 15. Dezember 1962 paraphierte deutsch- 

schweizerische Vertrag über die Einbeziehung 
der Gemeinde Büsingen in das schweizerische 
Zollgebitü dem Deutschen Bundestag zur par- 
lamentarischen Behandlung vorgelegt wird? 


II. Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


II, 1. Abgeordneter Hat sich die Zahl der in der jeweiligen In- 

Seibert stanz länger als ein Jahr nicht erledigten 

Rechtsstreitigkeiten vor dem Bundessozial- 
gericht und bei den Sozialgerichten der Länder 
gegenüber der in Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der FDP vom 19. Okto- 
ber 1960 — Drucksache 2139 — der Druck- 
sache 2407 vom 11. Januar 1961 durch den 
Bundesarbeitsminister beigefügten Aufstellung 
verringert oder vermehrt? 


II. 2. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind von seiten der Bun- 
Seibert desregierung und der einzelnen Länder getrof- 

fen worden oder beabsichtigt, um die Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, die Erledigung 
der Rechtsstreitigkeiten im Bereich der Sozial- 
gerichtsbarkeit beschleunigen zu können? 


IIL Geschäftsbereich des Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen 


Abgeordneter Ist es richtig, daß die Einnahmen der Deut- 
Dr. Mommer sehen Bundespost aus dem Telefonverkehr im 

September um 13 Mio DM unter den Einnah- 
men vom Juli 1964 lagen? 


Drudt: Budidrudterei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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IV. Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


IV. 1. Abgeordneter 

Stingl 


IV. 2. Abgeordneter 

Stingl 


IV. 3. Abgeordneter 

Stingl 


IV. 4. Abgeordneter 

Rasner 


IV. 5. Abgeordneter 

Dr. Schäfer 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Sender Freies Berlin es ablehnt, dem Sprecher 
der Opposition im Berliner Abgeordnetenhaus 
Sendezeiten einzuräumen, obwohl der Regie- 
rende Bürgermeister nicht nur gelegentlich, 
sondern regelmäßig alle 14 Tage im Fernsehen 
und im Hörfunk seinen Standpunkt darlegt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die vom Sender Freies Berlin seit kurzem 
eingeführten vierwöchentlichen viertelstündi- 
gen Parteiengespräche wegen der anderen 
Thematik und der größeren zeitlichen Zwi- 
schenräume nicht als Ausgleich für die Sende- 
zeit des Regierenden Bürgermeisters angese- 
hen werden können? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
SPD ausgesprochene Kündigung der von allen 
Bundestagsfraktionen und der ARD getroffe- 
nen Vereinbarung über Sendezeiten nach Er- 
klärungen der Bundesregierung in Rundfunk 
und Fernsehen? 

Hält die Bundesregierung den Bundestag für 
ihr korrespondierendes Verfassungsorgan oder 
glaubt sie, wie die SPD, die Opposition sei das 
Pendant der Regierung? 

Liegt es iin Sinne und geschieht es mit Billi- 
gung der Bundesregierung, daß der Bevoll- 
mächtigte der Bundesrepublik in Berlin, 
Staatssekretär von Eckardt, die durch sein Amt 
gebotene und gerade im Hinblick auf die expo- 
nierte Lage Berlins besonders streng zu wah- 
rende parteipolitische Neutralität zugunsten 
einer Öffentlichen diffamierenden Polemik ge- 
gen eine Partei aufgibt, die in Berlin die Re- 
gierungsverantwortung trägt? 


Bonn, den 20. Oktober 1964 
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